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669 der Beilagen XXVII. GP 

 

Beschluss des Nationalrates 
Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, die 
Bundesabgabenordnung, das Finanzstrafgesetz, das Alkoholsteuergesetz, das 
Umsatzsteuergesetz 1994 und das Investitionsprämiengesetz geändert werden 
(2. COVID-19-Steuermaßnahmengesetz – 2. COVID-19-StMG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

1. § 16 Abs. 1 Z 7 lautet: 
 „7. Ausgaben für Arbeitsmittel (zB Werkzeug und Berufskleidung). Ausgaben für digitale 

Arbeitsmittel zur Verwendung eines in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatzes sind um ein 
Homeoffice-Pauschale gemäß § 26 Z 9 und Werbungskosten gemäß Z 7a lit. b zu kürzen. Ist die 
Nutzungsdauer der Arbeitsmittel länger als ein Jahr, ist Z 8 anzuwenden.“ 

2. In § 16 Abs. 1 wird nach Z 7 folgende Z 7a angefügt: 
 „7a. Ausgaben und Beträge eines Arbeitnehmers, der seine berufliche Tätigkeit in der Wohnung (im 

Homeoffice) erbringt und bei dem keine Ausgaben für ein Arbeitszimmer gemäß § 20 Abs. 1 Z 2 
lit. d berücksichtigt werden: 

 a) Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar (insbesondere Schreibtisch, Drehstuhl, 
Beleuchtung) eines in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatzes bis zu insgesamt 300 Euro 
(Höchstbetrag pro Kalenderjahr), wenn der Arbeitnehmer zumindest 26 Homeoffice-Tage 
gemäß § 26 Z 9 lit. a im Kalenderjahr geleistet hat. Übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten insgesamt den Höchstbetrag, kann der Überschreitungsbetrag innerhalb 
des Höchstbetrages jeweils ab dem Folgejahr bis zum Kalenderjahr 2023 geltend gemacht 
werden. Z 8 ist nicht anzuwenden. 

 b) Soweit das Homeoffice-Pauschale gemäß § 26 Z 9 lit. a den Höchstbetrag von drei Euro pro 
Homeoffice-Tag nicht erreicht, die Differenz auf drei Euro.“ 

3. In § 16 Abs. 3 lautet der zweite Teilstrich: 
 „– Werbungskosten im Sinne des Abs. 1 Z 4, 5 und 7a“ 

4. In § 26 wird folgende Z 9 angefügt: 
 „9. Der Wert der digitalen Arbeitsmittel, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für seine berufliche 

Tätigkeit unentgeltlich überlässt, und ein Homeoffice-Pauschale nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen: 

 a) Das Homeoffice-Pauschale beträgt bis zu drei Euro pro Tag, an dem der Arbeitnehmer seine 
berufliche Tätigkeit auf Grund einer mit dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung 
ausschließlich in der Wohnung ausübt (Homeoffice-Tag); es steht für höchstens 100 Tage im 
Kalenderjahr zu. 
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 b) Übersteigt das von mehreren Arbeitgebern nicht steuerbar ausgezahlte Homeoffice-Pauschale 
insgesamt den Betrag von 300 Euro pro Kalenderjahr, stellt der übersteigende Teil 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, der in der Veranlagung zu erfassen ist.“ 

5. In § 41 Abs. 1 wird folgende Z 13 angefügt: 
 „13. im Kalenderjahr ein Homeoffice-Pauschale gemäß § 26 Z 9 von mehreren Arbeitgebern in einer 

insgesamt nicht zustehenden Höhe steuerfrei belassen wurde.“ 

6. In § 124b Z 349 wird im zweiten Satz das Datum „1. April 2021“ durch das Datum „1. Juli 2021“ 
ersetzt. 

7. In § 124b Z 352 wird das Datum „31. März 2021“ durch das Datum „30. Juni 2021“ ersetzt. 

8. In § 124b werden folgende Z 373, Z 374 und Z 375 angefügt: 
 „373. § 16 Abs. 1 Z 7 und Z 7a lit. b, § 26 Z 9 und § 41 Abs. 1 Z 13, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021, sind erstmalig für Homeoffice-Tage ab 1. Jänner 2021 
anzuwenden, wenn 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2021, 
 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder durch Veranlagung 

festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2020 enden. 
 374. § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a und § 16 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 

sind erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2020 anzuwenden. Abweichend davon 
gilt für die Veranlagung der Kalenderjahre 2020 und 2021 Folgendes: 

 – Ausgaben im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a, die im Kalenderjahr 2020 getätigt wurden, sind 
zu berücksichtigen, wenn der Arbeitnehmer seine berufliche Tätigkeit für den Arbeitgeber an 
zumindest 26 Tagen im Jahr 2020 ausschließlich in der Wohnung ausgeübt hat. Der 
Höchstbetrag beträgt für das Kalenderjahr 2020 150 Euro. Der Antrag auf Berücksichtigung 
dieser Kosten stellt ein rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a BAO dar. 

 – Der Höchstbetrag gemäß § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a beträgt für das Kalenderjahr 2021 300 Euro. 
Er vermindert sich um den Betrag, der im Kalenderjahr 2020 für Ausgaben im Sinne des § 16 
Abs. 1 Z 7a lit. a berücksichtigt worden ist. 

 375. § 16 Abs. 1 Z 7a, § 26 Z 9 und § 41 Abs. 1 Z 13 treten mit 1. Jänner 2024 außer Kraft. § 16 
Abs. 1 Z 7 und § 16 Abs. 3 in der Fassung des BGBl. I Nr. xxx/2021 treten mit 1. Jänner 2024 
außer Kraft; § 16 Abs. 1 Z 7 und § 16 Abs. 3 in der Fassung vor BGBl. I Nr. xxx/2021 treten mit 
1. Jänner 2024 wieder in Kraft.“ 

Artikel 2 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267/1957, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

1. In § 35 Abs. 9 wird die Wortfolge „31. März 2021“ durch die Wortfolge „30. Juni 2021“ ersetzt. 

2. In § 37 Abs. 41 wird die Wortfolge „31. März 2021“ durch die Wortfolge „30. Juni 2021“ ersetzt. 

Artikel 3 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

1. § 323c wird wie folgt geändert: 

a) Die Datumsangaben werden jeweils wie folgt ersetzt: „28. Februar 2021“ durch „31. Mai 2021“, 
„31. März 2021“ durch „30. Juni 2021“, „1. April 2021“ durch „1. Juli 2021“ und „31. März 2024“ durch 
„30. Juni 2024“. 

b) Abs. 17 entfällt. 
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2. § 323e wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Z 1 wird das Datum „31. März 2021“ durch das Datum „30. Juni 2021“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Z 2 wird das Datum „4. März 2021“ durch das Datum „10. Juni 2021“ und das Datum 
„31. März 2021“ durch das Datum „30. Juni 2021“ ersetzt. 

c) In Abs. 2 Z 3 wird das Datum „30. Juni 2022“ durch das Datum „30. September 2022“ ersetzt. 

d) In Abs. 3 Z 3 wird das Datum „31. Mai 2022“ durch das Datum „31. August 2022“ ersetzt. 

Artikel 4 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Das Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

1. In § 265a Abs. 4 wird das Datum „31. März 2021“ durch das Datum „30. Juni 2021“ ersetzt. 

2. § 265a Abs. 4 lit. a lautet: 
 „a) Der Leiter einer Amtshandlung kann unter Berücksichtigung der jeweiligen Gefährdungslage 

und der örtlichen Gegebenheiten gegenüber den an der Amtshandlung teilnehmenden 
Personen Maßnahmen anordnen, die zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 
erforderlich und zweckmäßig erscheinen. Der Leiter der Amtshandlung hat für die Einhaltung 
dieser Maßnahmen zu sorgen. Bei einer mündlichen Verhandlung oder Vernehmung einer 
Person sollen tunlichst Schutzmaßnahmen angeordnet werden, die die Mimik der an der 
Amtshandlung beteiligten Personen nicht verbergen.“ 

3. § 265a Abs. 4 lit. b entfällt. 

4. § 265a Abs. 4 lit. c erhält die Bezeichnung „b)“. 

Artikel 5 
Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Das Alkoholsteuergesetz, BGBl. Nr. 703/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

In § 116n Abs. 5 wird das Datum „31. März 2021“ durch das Datum „30. Juni 2021“ und das Datum 
„1. April 2021“ durch das Datum „1. Juli 2021“ ersetzt. 

Artikel 6 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Das Umsatzsteuergesetz 1994, BGBl. Nr. 663/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 3/2021, wird wie folgt geändert: 

Nach § 28 Abs. 53 wird folgender Abs. 54 angefügt: 
„(54) Abweichend von § 10 ermäßigt sich die Steuer auf 0% für die Lieferungen und die 

innergemeinschaftlichen Erwerbe von Schutzmasken, die nach dem 22. Jänner 2021 und vor dem 
1. Juli 2021 ausgeführt werden bzw. sich ereignen.“ 

Artikel 7 
Änderung des Investitionsprämiengesetz 

Das Bundesgesetz über eine COVID-19 Investitionsprämie für Unternehmen 
(Investitionsprämiengesetz – InvPrG), BGBl. I Nr.88/2020, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 167/2020, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 letzter Satz wird das Datum „28. Februar 2021“ durch „31. Mai 2021“ ersetzt. 
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2. Nach § 5 Abs. 1b wird folgender Abs. 1c eingefügt: 
„(1c) § 2 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des BGBl. I Nr. xxx tritt mit dem der Kundmachung 

folgenden Tag in Kraft und mit 31.12.2025 außer Kraft.“ 
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